
politische Pflicht, die Sorge für die Ehre und die Sicherheit
unseres eigenen Vaterlandes gebietet.

Zur Preußens Stellung zur Sache ist zunächst der
Londoner Vertrag von 1852 maßgebend. Die Unterzeich¬
nung desselben mag betlagt werden, aber sie ist erfolgt,
und es ist ein Gebot der (Ehre wie der Klugheit, an unserer
Vertragstreue keinen Zweifel haften zu lassen.

Indem wir aber dieses Gebot für uns selbst anerkennen,
bestehen wir ebenso auf seiner Geltung für Dänemark.

Der Londoner Vertrag bildete den Abschluß einer Reihe
von Unterhandlungen, welche 1851 und 1852 zwischen
Deutschland und Dänemark gepflogen worden waren. Die
aus denselben hervorgegangenen Zusagen Dänemarks und
der Vertrag, welchen Preußen und Österreich auf Grund
derselben in London vollzogen haben, bedingen sich gegen¬
seitig, so daß sie miteinander stehen oder fallen. Die Auf¬
rechterhaltung dieser Stipulationen ist einstweilen ins¬
besondere für Schleswig von wesentlicher Bedeutung. Sie
gibt uns das Hecht, in diesem Herzogtum die (Erfüllung
vertragsmäßiger Zusagen von Dänemark zu fordern. Hallen
aber mit dem Londoner vertrage die Verabredungen von

1851/52, so fehlen uns in betreff Schleswigs solche vertrags¬
mäßigen Hechte, welchen die Anerkennung der europäischen
Großmächte zur Seite stände. Die Lossagung von den
Verträgen von 1852 würde also der Stellung Schleswigs
und den deutschen Forderungen in betreff derselben die
1852 geschaffene vertragsmäßige Grundlage entziehen und
die allseitige Anerkennung einer anderen von neuen Ver¬
handlungen oder von dem Ausgange eines europäischen
Krieges abhängig machen.

Damit aber die Verträge für uns diesen Wert und ihre
Geltung behalten, ist es notwendig, daß sie von dänischer
Seite gewissenhaft ausgeführt werden. Daß dies bisher
nicht geschehen ist, darf ich als allseitig unbeztveifelt an¬
sehen und halte mich der Aufzählung der (Einzelheiten hier
überhoben.

Die (Entscheidung über die Frage, ob und wann wir
durch Nichterfüllung der dänischen Verpflichtungen in den
5all gesetzt sind, uns von dem Londoner vertrage loszu¬
sagen, muß die Königliche Regierung sich vorbehalten; sie
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